
5Dienstag, 6. Juli 2021 
Freiburger Nachrichten kanton

Keine feste Zusage bei Schulsozialarbeit
Der Staatsrat will sich nicht zu einer vorgegebenen Erhöhung der Schulsozialarbeiter-Stellen verpflichten. Er schlägt eine  
schrittweise Erhöhung bis 2026 vor. Die Initianten eines parlamentarischen Auftrags halten aber an ihren Forderungen fest.

Urs Haenni 

FREIBURG Die Einführung einer 
flächendeckenden Schulsozial-
arbeit an den Freiburger Schu-
len ist seit dem Inkrafttreten 
des Schulgesetzes 2015 ein stän-
dig wiederkehrendes Thema. Es 
war Gegenstand mehrerer 
Interventionen bei Budgetde-
batten und einer parlamentari-
schen Anfrage im letzten Jahr.

Zuletzt forderten 50 Grossrä-
tinnen und Grossräte in einem 
von André Schneuwly (Freie 
Wähler, Düdingen) und Susan-
ne Schwander (FDP, Kerzers) in-
itiierten Auftrag die Schaffung 
von Schulsozialarbeiter-Stellen 
bis ins Jahr 2024. Darin schla-
gen sie einen Schlüssel von 750 
Schülerinnen und Schülern pro 
Vollzeitstelle vor: 46 neue Stel-
len aufgeteilt auf die Jahre 
2022, 2023 und 2024. Der Kan-
ton und die Gemeinden würden 
die Kosten hälftig aufteilen.

«Schrittweise Erhöhung»
In seiner Antwort empfiehlt 

der Staatsrat nun, den Auftrag 
«teilweise zu akzeptieren». Er 
spricht sich aus für «eine 
schrittweise Erhöhung der Do-
tation in einem Umfang, die 
dem bestehenden System und 
den finanziellen Möglichkeiten 
des Kantons entspricht.»

Er verweist darauf, dass im 
Schulgesetz dem Schulklima 
ein besonderer Stellenwert bei-
gemessen werde. Mit der Schul-
mediation und der Schulsozial-
arbeit lägen zwei Angebote vor, 
die bei Konfliktsituationen ein-
gesetzt und das Lernumfeld 
und die soziale Integration von 
Schülern erleichtern würden. 
Gemäss Staatsrat tragen diese 
Angebote den sprachregional 
unterschiedlichen Konzepten 
Rechnung: Deutschfreiburg 
setzt ausschliesslich auf Schul-
sozialarbeit, während die fran-
zösischsprachigen Schulen mit 
der Schulmediation gute Erfah-
rungen machen.

Eine Erhebung im letzten 
Jahr hat ergeben, dass im fran-
zösischsprachigen Teil 4,95 
Schulsozialarbeiter-Stellen 
von Kanton und Gemeinden fi-
nanziert werden und 2,35 al-
lein durch Gemeinden. Das 
entspricht 9289 Schülern pro 

Vollzeitstelle. Im deutschspra-
chigen Kantonsteil werden 
2,35 Vollzeitstellen durch den 
Kanton und die Gemeinden fi-
nanziert und 3,20 Stellen allein 
durch die Gemeinden. Das sind 
5620 Schüler pro Vollzeitstelle. 
Zuletzt hat noch Tafers eine 
Stelle eingeführt (siehe Kasten) 
und der Düdinger Generalrat 
per Motion eine solche gefor-
dert.

Der Staatsrat macht geltend, 
dass seit der Einführung des 
Schulgesetzes 33 zusätzliche 
Vollzeitstellen für sonderpäda-
gogische und andere Unterstüt-
zungsmassnahmen geschaffen 
worden seien. Die Schulsozial-
arbeit sei demnach nur eines 
von mehreren Angeboten, wel-
che Schulen in Absprache mit 
den Gemeinden bei Bedarf nüt-
zen könnten. 

Der Staatsrat schlägt deshalb 
eine schrittweise Erhöhung der 
Schulsozialarbeiter-Stellen bis 
auf einen Anteil von einer Stelle 
auf 1000 Schülerinnen und 
Schülern vor. In erster Priorität 
will der Staatsrat Personalkos-
ten übernehmen, die bisher zu 
100 Prozent von den Gemein-
den finanziert wurden. Die wei-
tere Umsetzung erfolge dann 
schrittweise gemäss dem Fi-
nanzplan 2022 bis 2026 und 
einem Konzept der Direktion. 
Beim Verweis auf die finanziel-
len Möglichkeiten des Kantons 
ruft der Staatsrat abermals in 
Erinnerung, dass der Grosse 
Rat beim Schulgesetz den 
Steuerausgleich mit den Ge-
meinden abgelehnt habe und 
der Kanton so zusätzlich 20 
Millionen Franken trage.

«Nachholbedarf»
In einer Stellungnahme sagt 

André Schneuwly gegenüber 
den FN, dass er und Susanne 
Schwander dem Grossen Rat 
die Zustimmung zum ganzen 
Auftrag nahelegen. Für ihn hat 
sich an der Haltung des Staats-
rats nichts geändert. Der Kan-
ton Freiburg habe bei der 
Schulsozialarbeit Nachholbe-
darf: Andere Kantone führten 
eine Stelle auf 600 bis 700 
Schüler. Die Schulsozialarbeit 
gehöre zum Grundbedarf wie 
die bereits existierenden Schul-
dienste.

Die Schulsozialarbeit soll bei Konflikten fallbezogene Lösungen anbieten können.  Themenbild Aldo Ellena/a

Auch Tafers plant, dem-
nächst die Schulsozial-

arbeit auf Primarschulstufe 
einzuführen. Der Gemeinderat 
hat dem Vorhaben kürzlich im 
Grundsatz zugestimmt, wie die 
für Bildung zuständige Ge-
meinderätin Riccarda Mel-
chior auf Anfrage sagt. Das Be-
dürfnis sei definitiv da – vor al-
lem weil sich die Familien-
strukturen in den letzten Jah-
ren geändert hätten.

Die Schulsozialarbeit ziele 
unter anderem darauf ab, die 
Lehrpersonen zu entlasten. 
«Diese müssen teils Aufgaben 
übernehmen, die früher die El-
tern übernommen haben», sagt 
Melchior. Überdies sei Mob-
bing ein Thema, und manche 

Kinder fühlten sich ausge-
schlossen oder  hätten wenig 
Unterstützung aus dem Eltern-
haus und müssten viele Aufga-
ben allein bewältigen. 

Hier könne die Schulsozial-
arbeit unterstützen, sagt Ric-
carda Melchior. «Die Schulso-
zialarbeit kann keine Wunder 
bewirken. Aber sie kann die 
Lehrerschaft entlasten.» Und 
teils auch die Schulpsycholo-
gie. Denn gerade in den letzten 
Pandemie-Monaten habe die 
psychische Verfassung vieler 
Schülerinnen und Schüler ge-
litten, und diese hätten Hilfe 
bei der Schulpsychologie ge-
sucht, die in der Folge überlas-
tet gewesen sei. In den kom-
menden Wochen und Monaten 

wird die Gemeinde zusammen 
mit einer Fachperson das Kon-
zept für die Schulsozialarbeit 
erarbeiten. Diese soll alle drei 
Schulstandorte in den Ortstei-
len Alterswil, St. Antoni und 
Tafers abdecken. Gemäss Ver-
teilschlüssel des Kantons 
kommt auf 1000 Schülerinnen 
und Schüler eine Vollzeitstelle 
für Schulsozialarbeit. Die Ge-
meinde Tafers zählt rund 660 
Primarschülerinnen und Pri-
marschüler und hätte somit 
Anrecht auf ein 65-Prozent-
Pensum.

«Mir ist es wichtig, dass das 
Angebot niederschwellig ist, 
dass Schulkinder oder auch 
Lehrpersonen also einfach vor-
beigehen können, ohne sich 

vorgängig anmelden zu müs-
sen», sagt Riccarda Melchior. 
Wie das alles logistisch organi-
siert werden soll, erarbeitet die 
Gemeinde in der kommenden 
Zeit.

Die Schulsozialarbeiterin 
oder der Schulsozialarbeiter 
soll die Arbeit dann im Januar 
aufnehmen. Die Gemeinde 
wird die Stelle vorerst finanzie-
ren. Im Gesetz ist zwar vorge-
sehen, dass der Kanton die 
Kosten für die Schulsozial-
arbeit übernimmt. Doch er fi-
nanziert bisher nur einen 
Bruchteil der Stellen; viele Ge-
meinden kommen selbst dafür 
auf, darunter auch Wünnewil-
Flamatt, Ueberstorf und bald 
Düdingen.  nas

Deutschfreiburg

Tafers will Stelle auf Primarschulstufe schaffen
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PENSIER  «Unser Ziel ist nicht 
Abstinenz, sondern Wiederein-
gliederung.» Dies stellt der Lei-
ter der Stiftung Le Trem-
plin, Cédric Fazan, klar und er-
klärt so, warum eine Institu-
tion, die sich um Personen 
kümmert, die oft Suchtproble-
me haben, diesen nicht nur 
Bier anbietet, sondern es sogar 
noch selbst braut.

Le Tremplin stellt pro Woche 
rund 100 Liter Bier der Eigen-
marke La Trampoline her und 
verkauft es den betreuten Per-
sonen in der Tagesstätte Au 
Seuil in Freiburg und im Par-
cours Horizon, dem Wohnheim 
in Pensier.

La Trampoline gibt es seit 
sechs Jahren. Das Produkt ent-
stand, als in der Tagesstätte in 
Freiburg das Rauchverbot ein-
geführt wurde. Da schon Alko-

hol dort verboten war, drohte 
der Stiftung der Verlust ihrer 
Kundschaft, so Fazan. So führ-
te man für die Tagesstätte die 
gleichen Regeln ein wie für an-
dere öffentliche Lokale: Rau-
chen nein, Alkohol ja.

Ein Bier für die Zugehörigkeit
Doch mit La Trampoline bot 

die Stiftung ein Bier an, das 
zwar geschmacksstark ist, aber 
im Vergleich zu anderen einen 
geringeren Alkoholgehalt von 
3,9 bis 4 Prozent aufweist. Die 
Besucher des Seuil tranken zu-
vor oft stärkere Biere aus dem 
Laden.

«Jetzt hat sich ein Zugehö-
rigkeitsgefühl eingestellt: Es 
ist unser Bier», sagte am Mon-
tag Marc-Henry Soulet, Pro-
jektbegleiter der Uni Freiburg, 
vor den Medien. Dies gleich im 
doppelten Sinn: In Mini-Jobs 
arbeiten drei Bewohner des 

Wohnheims unter Anleitung 
eines professionellen Brauers 
an der Produktion mit. Die ur-
sprünglich beauftragte Klein-
brauerei hatte den Betrieb ein-
stellen müssen, nun steht eine 
kleine Brauerei in den eigenen 
Räumlichkeiten in Pensier.

Es habe sich ein neuer Um-
gang mit dem Produkt entwi-
ckelt, ist Fazan überzeugt. Es 
entstehen mehr Gespräche um 
ein Glas La Trampoline, die Ta-
buisierung fällt weg, die Sozia-
lisierung nimmt zu.

La Trampoline wird auch bei 
anderen soziokulturellen An-
bietern serviert, und es hat 
schon den Schritt nach Bern ge-
schafft. Ein Hindernis waren 
die beschränkten Öffnungszei-
ten der Tagesstätte. Künftig soll 
La Trampoline auch nach Feier-
abend in Pensier angeboten 
werden, so dass der Griff zum 
Dosenbier nicht mehr nötig ist.

Ein Prost auf das Bier von Le Tremplin
Le Tremplin braut seit kurzem Bier in eigenen Lokalitäten. Der Zweck der Stiftung wird so nicht unterhöhlt, sondern noch gestärkt.

La Trampoline, gebraut in Pensier.  Bild Urs Haenni


